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Beschluss
Annahme im Konsens

Landespraventionsgesetz verwirklichen

Die Vertreter:innen der SPD im Senat und im Abgeordnetenhaus werden aufgefordert, sich
fir eine zeitnahe Verabschiedung des angekiindigten Landespraventionsgesetzes einzusetzen.

Das Landespraventionsgesetz soll insbesondere folgende Punkte beinhalten:

Die gemeinsame Praventionsarbeit gegen hausliche Gewalt, Gewalt auf StraBen, Platzen, in
Parks, 6ffentlichen Nahverkehr sowie gegen Gewalt im Internet ist sicherzustellen.

Die Angebote zur Suchtpravention, insbesondere Beratungs- und Selbsthilfeangebote, Substi-
tution und aufsuchende Sozialarbeit, sind auszubauen und zu starken.

Offentliche Raume sollen entlastet werden, indem Drogenkonsumrdume und Spritzenpro-
gramme ausgebaut sowie sichere Spritzenabwurfstellen und geschiitzte Orte fiir die Trinker-
szene geschaffen werden.

Bezirkspraventionsrate und das Landeskonzept ,Berlin gegen Gewalt“ sind mit ausreichenden
finanziellen und personellen Mitteln auszustatten. Kiezorientierte MaRnahmen zur gewalt-
freien Konfliktlésung und Starkung des Sicherheitsempfindens vor Ort sind zu fordern.

Bei Neu- und Umgestaltung offentlicher Platze, Griinanlagen und Bahnhofseingangen sind
dunkle Ecken und Angstraume zu vermeiden oder zu beseitigen; stadtebauliche Kriminalpra-
vention und feministische Stadtplanung sind von Anfang an zu berlicksichtigen.

Die Bekampfung der Jugendkriminalitat bleibt Schwerpunkt; Praventionsprogramme sind
fortzusetzen und auszubauen, zusatzliche Freizeit- und Fortbildungsangebote fiir Jugendliche
zu schaffen.

Der Schutz und die Teilhabe der Menschen in ihrer Vielfalt sind besonders zu fordern. Die Un-
terstiitzung von Betroffenen und Opfern gruppenbezogener Hassgewalt und extremistischer
Gewalt, insbesondere im digitalen Raum, ist zu verstarken.

Praventionsangebote mussen fiir alle verstandlich und zuganglich sein, etwa durch Dolmet-
scher:innen und Materialien in einfacher Sprache.

Uberweisen an

Landesparteitag



	L10 Landespräventionsgesetz verwirklichen

